
  
  

  

 

DURCHBLICK für das Personalbüro 
 

Im Februar 2024 

Sehr geehrte Mandantin, 
sehr geehrter Mandant, 
Ende 2023 ist das Kreditzweitmarktförderungs-
gesetz verabschiedet worden. Es enthält zwei 
lohnsteuerliche Änderungen, die wir Ihnen vor-
stellen. Darüber hinaus gehen wir der Frage nach, 
wie sich die Zuordnung eines Arbeitnehmers zu 
einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung des Ar-
beitgebers feststellen lässt. Der Steuertipp befasst 
sich vor dem Hintergrund des Deutschlandtickets 
mit der Abgrenzung zwischen Personennah- und 
-fernverkehr. 

Gesetzgebung  

Kreditzweitmarktförderungsgesetz  
wurde lohnsteuerlich ergänzt 
Das Kreditzweitmarktförderungsgesetz wurde ge-
nutzt, um Änderungen aus dem im Vermittlungs-
verfahren stehenden Wachstumschancengesetz 
noch bis zum Jahresende 2023 umzusetzen. Aus 
lohnsteuerlicher Sicht sind zwei Elemente hervor-
zuheben: 

• Berücksichtigung von Pflegeversicherungs-
beiträgen: Der Beitragssatz zur sozialen Pfle-
geversicherung für jedes zu berücksichtigende 
Kind wird seit dem 01.07.2023 ab dem zweiten 
Kind reduziert. Bei zwei Kindern beträgt der 
Arbeitnehmeranteil 1,45 %, bei drei Kindern 
1,2 %, bei vier Kindern 0,95 % und bei fünf 
und mehr Kindern 0,7 %. Ist ein Kind älter als 
25 Jahre, wird der auf dieses Kind entfallende 
Abschlag nicht mehr gewährt. Sind alle Kinder 
aus der Erziehungszeit (das heißt älter als 

25 Jahre), gilt dauerhaft der Ein-Kind-Beitrag. 

Diese gesetzlichen Änderungen führen ab 2024 
zu einer geänderten Vorsorgepauschale im 
Lohnsteuerabzugsverfahren. 

• Datenaustausch bei der Kranken- und Pfle-
geversicherung: Ursprünglich sollte ab 2024 
ein umfassender Datenaustausch zwischen den 
Unternehmen der privaten Kranken- und Pfle-
geversicherung, der Finanzverwaltung und den 
Arbeitgebern eingeführt werden. Die Einfüh-
rung des neuen Verfahrens wurde nun um zwei 
Jahre auf den 01.01.2026 verschoben. Bis da-
hin bleibt es bei dem bisherigen Papierbeschei-
nigungsverfahren. 
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Konkretisierung der steuerlichen  
Zuordnung durch den Arbeitgeber 
Die erste Tätigkeitsstätte des Arbeitnehmers 
wird vorrangig anhand seiner arbeits- oder dienst-
rechtlichen Zuordnung durch den Arbeitgeber und 
nur hilfsweise mittels quantitativer Kriterien be-
stimmt. Die Zuordnung kann insbesondere im Ar-
beitsvertrag oder durch Ausübung des Direktions-
rechts kraft der Organisationsgewalt des Arbeitge-
bers vorgenommen werden. Die Zuordnung zu ei-
ner ersten Tätigkeitsstätte muss dabei nicht aus-
drücklich erfolgen. Letztlich bedarf es neben der 
arbeitsrechtlichen Zuordnung zu einer betriebli-
chen Einrichtung keiner gesonderten Zuweisung 
zu einer ersten Tätigkeitsstätte für einkommen-
steuerrechtliche Zwecke. 

In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) entschiede-
nen Streitfall musste der Arbeitnehmer die betrieb-
liche Einrichtung nur gelegentlich zur Ausübung 
seiner beruflichen Tätigkeit aufsuchen. Im Übri-
gen erbrachte er seine Arbeitsleistung aber ganz 
überwiegend außerhalb der festen Einrichtung. Al-
lein daraus ergibt sich jedoch laut BFH keine - ge-
gebenenfalls stillschweigende - Zuordnung des 
Arbeitnehmers zu einer ortsfesten betrieblichen 
Einrichtung des Arbeitgebers. 

Hinweis: Der Anwendung der 0,03-%-Rege-
lung kann zwar eine gewisse Indizwirkung für 
eine Zuordnung des Arbeitnehmers zu einer 
ersten Tätigkeitsstätte zukommen. Mit der 
Durchführung des Lohnsteuerabzugs ist aber 
laut BFH keine arbeitsrechtliche Festlegung 
oder Weisung gegenüber dem Arbeitnehmer in 
Bezug auf dessen Zuordnung zu einer betrieb-
lichen Einrichtung verbunden. 

Linienbusfahrer  

Wem das Besteuerungsrecht bei grenz-
überschreitender Fahrtätigkeit zusteht 
Ein Berufskraftfahrer kann in Deutschland, sein 
Arbeitgeber aber im Ausland ansässig sein. In ei-
nem solchen Fall steht Deutschland das Besteue-
rungsrecht für den Arbeitslohn des Berufskraft-
fahrers zu, soweit die Vergütungen auf dessen Tä-
tigkeiten in Deutschland entfallen. Soweit der Be-
rufskraftfahrer seine Tätigkeit in dem Staat ausübt, 
in dem der Arbeitgeber ansässig ist, steht dagegen 
dem ausländischen Staat als Tätigkeitsstaat das 
Besteuerungsrecht zu. Möglicherweise übt der Be-
rufskraftfahrer seine Tätigkeit auch in einem Dritt-
staat aus, das heißt weder in Deutschland noch in 
dem Staat, in dem der Arbeitgeber ansässig ist. 
Dann steht das Besteuerungsrecht für die auf den 
Drittstaat entfallenden Arbeitsvergütungen im 
Verhältnis zum Ansässigkeitsstaat des 

Arbeitgebers in der Regel Deutschland als Ansäs-
sigkeitsstaat des Berufskraftfahrers zu. 

Zur Anwendung des zwischen Deutschland und 
Luxemburg abgeschlossenen Doppelbesteue-
rungsabkommens (DBA) hat der Bundesfinanz-
hof (BFH) kürzlich Folgendes entschieden: Für 
Tage, an denen der Berufskraftfahrer sowohl im 
Staat des Arbeitgebers - im Streitfall Luxemburg - 
als auch in Deutschland unterwegs war, ist das Be-
steuerungsrecht Luxemburg nur zeitanteilig zuzu-
weisen. 

Zwischen den Finanzbehörden Deutschlands und 
Luxemburgs besteht eine Konsultationsverein-
barung. Danach wird der Arbeitslohn, der auf Ar-
beitstage entfällt, an denen der Berufskraftfahrer 
seine Tätigkeit 

• teilweise in dem Vertragsstaat ausgeübt hat, in 
dem der Arbeitgeber des Berufskraftfahrers 
seinen Wohnsitz hat, und  

• teilweise in dem Vertragsstaat, in dem der Be-
rufskraftfahrer seinen Wohnsitz hat, 

nicht zeitanteilig, sondern „unabhängig von der 
jeweiligen Verweildauer“ zu gleichen Teilen auf 
den Ansässigkeitsstaat des Berufskraftfahrers und 
auf den Wohnsitzstaat des Arbeitgebers aufgeteilt. 
Diese Regelung hat der BFH angesichts des ab-
weichenden DBA-Wortlauts als unmaßgeblich 
verworfen. Hierdurch verringerte sich im Streitfall 
der in Deutschland steuerpflichtige Arbeitslohn 
erheblich. 

Meisterkurs  

Wie sich Fahrtkosten beim Besuch  
einer Bildungseinrichtung auswirken 
Aufwendungen eines Arbeitnehmers für die Wege 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
sind grundsätzlich nur in Höhe der Entfernungs-
pauschale abziehbar. Diese beträgt 0,30 € für die 
ersten 20 Kilometer und darüber hinaus 0,38 € je 
zusätzlichen Entfernungskilometer. Bei beruflich 
veranlassten Auswärtstätigkeiten können dagegen 
0,30 € je gefahrenen Kilometer steuermindernd 
berücksichtigt werden. 

Als erste Tätigkeitsstätte gilt kraft ausdrückli-
cher gesetzlicher Definition auch eine Bildungs-
einrichtung, die außerhalb eines Dienstverhältnis-
ses zum Zweck eines Vollzeitstudiums oder einer 
Vollzeitbildungsmaßnahme aufgesucht wird. 
Hiervon ausgehend hat das Finanzgericht Nieder-
sachsen (FG) auch eine wegen eines Meisterkurses 
besuchte Einrichtung als erste Tätigkeitsstätte be-
handelt. Eine vollzeitige Bildungsmaßnahme liegt 
laut FG vor, wenn die berufliche Fort- oder Aus-
bildung typischerweise darauf ausgerichtet ist, 
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dass sich der Arbeitnehmer ihr zeitlich vollum-
fänglich widmen muss und die Lerninhalte vermit-
telnden Veranstaltungen jederzeit besuchen kann. 
Dies gilt auch dann, wenn die Bildungseinrichtung 
im Rahmen einer nur kurzzeitigen Bildungsmaß-
nahme aufgesucht wird. Voraussetzung ist aller-
dings, dass die Bildungseinrichtung anlässlich der 
regelmäßig befristeten Bildungsmaßnahme nicht 
nur gelegentlich, sondern mit einer gewissen 
Nachhaltigkeit - also fortdauernd und immer wie-
der (dauerhaft) - aufgesucht wird. Eine Mindest-
dauer der Bildungsmaßnahme ist dagegen nicht 
erforderlich. 

Die unerfreuliche Konsequenz: Die Fahrtkosten 
sind nur in Höhe der Entfernungspauschale ab-
ziehbar. Auch die Berücksichtigung von Verpfle-
gungsmehraufwendungen scheidet aus. 

Kirchenlohnsteuer  

Kostenerstattung an den Arbeitgeber 
eröffnet keinen Werbungskostenabzug 
Erstattet der Arbeitnehmer seinem Arbeitgeber die 
für ihn (den Arbeitnehmer) an das Finanzamt im 
Rahmen der Lohnsteuerhaftung gezahlten Lohn-
kirchensteuern, handelt es sich nicht um Wer-
bungskosten bei den Einkünften aus nichtselbstän-
diger Arbeit. Nach Auffassung des Bundesfinanz-
hofs (BFH) fehlt insoweit der für den Werbungs-
kostenabzug erforderliche objektive Zusammen-
hang mit dem Beruf. 

Für einen Abzug der gezahlten Lohnkirchensteuer 
als Werbungskosten reicht es nicht aus, dass der 
Arbeitnehmer seinem Arbeitgeber nur die geleis-
tete Haftungssumme erstattet. Entsprechendes 
gilt für den Fall, dass der vom Arbeitgeber ge-
schuldete Barlohn nicht zur Deckung der Lohn-
steuer ausreicht und der Arbeitnehmer dem Ar-
beitgeber daher den Fehlbetrag zur Verfügung 
stellen muss. Auch hier erstattet der Beschäftigte 
seinem Arbeitgeber lediglich die von diesem für 
ihn bereits abgeführte Lohnkirchensteuer. 

Ein Trostpflaster hält der BFH allerdings bereit: 
Die an den Arbeitgeber geleistete Erstattung ist als 
Sonderausgabe abziehbar, weil sie als Zahlung 
auf die eigene Kirchensteuerschuld des Arbeitneh-
mers anzusehen ist. 

Doppelte Haushaltsführung  

60-qm-Begrenzung für Unterkünfte gilt 
nicht im Ausland 
Notwendige Mehraufwendungen, die einem Ar-
beitnehmer wegen einer beruflich veranlassten 
doppelten Haushaltsführung entstehen, sind 

Werbungskosten. Eine doppelte Haushaltsfüh-
rung liegt vor, wenn der Arbeitnehmer außerhalb 
des Orts seiner ersten Tätigkeitsstätte einen eige-
nen Hausstand unterhält und auch am Ort der ers-
ten Tätigkeitsstätte wohnt. 

Bei einer doppelten Haushaltsführung im Inland 
werden die tatsächlichen Aufwendungen, höchs-
tens jedoch 1.000 € im Monat als Unterkunftskos-
ten steuerlich berücksichtigt. Angesichts des ein-
deutigen Gesetzeswortlauts („im Inland“) scheidet 
laut Bundesfinanzhof (BFH) eine Anwendung der 
Regelung auf einen im Ausland belegenen Zweit-
haushalt aus. Insoweit bleibt es bei der gesetzli-
chen Regelung, wonach notwendige Unterkunfts-
kosten, die auf das nach objektiven Maßstäben zur 
Zweckverfolgung Erforderliche begrenzt sind, als 
Werbungskosten abgezogen werden können. 

Für Inlandssachverhalte hatte der BFH in der bis 
einschließlich 2013 geltenden Gesetzesfassung 
angenommen, dass Unterkunftskosten, die die 
Durchschnittsmiete einer 60-qm-Wohnung am 
Beschäftigungsort nicht überschreiten, notwendig 
in diesem Sinne sind. Eine dahin gehende Typisie-
rung kommt laut BFH für Auslandssachverhalte 
nicht in Betracht. Bei einer beamtenrechtlich zu-
gewiesenen Dienstwohnung erkennt das Gericht 
die Unterkunftskosten am ausländischen Beschäf-
tigungsort daher in tatsächlicher Höhe als Wer-
bungskosten im Rahmen einer doppelten Haus-
haltsführung an. Als Botschafter für die Bundesre-
publik Deutschland hatte der Kläger die Zuwei-
sung der Dienstwohnung durch den Arbeitgeber 
hinzunehmen. 

Hinweis: Der BFH hat einer Begrenzung der 
Wohnungsgröße nicht nur im Streitfall eine 
Absage erteilt, sondern bei einer Zweitwoh-
nungsnahme im Ausland generell. 

Energiepreispauschale  

Wann der „Härteausgleich“ zu  
berücksichtigen ist 
Im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung ist 
bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkom-
mens ein Betrag in Höhe der steuerpflichtigen Ein-
künfte abzuziehen, von denen kein Lohnsteuerab-
zug vorgenommen worden ist. Dies gilt aber nur, 
wenn diese Einkünfte insgesamt nicht mehr als 
410 € betragen („Härteausgleich“). Die Finanzver-
waltung hat in diesem Zusammenhang erfreuli-
cherweise Folgendes geregelt: 

Dieser Härteausgleich ist auch dann anzuwenden, 
wenn das Finanzamt die Energiepreispauschale 
von einmalig 300 € im Rahmen der Einkommen-
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steuerveranlagung 2022 festsetzt und auszahlt. 
Dabei kommt es nicht darauf an, ob die Energie-
preispauschale bei Arbeitnehmern als Arbeitslohn 
oder etwa bei Rentnern als sonstige Einkünfte an-
zusetzen ist. Der Härteausgleich ist aber nicht zu 
berücksichtigen, wenn der Arbeitgeber die Ener-
giepreispauschale im Herbst 2022 ausgezahlt hat, 
da sie in diesem Fall dem Lohnsteuerabzug un-
terlegen hat und die Anwendung des Härteaus-
gleichs somit ausgeschlossen ist. 

Pauschalversteuerung  

Sachzuwendungen eines Kreditinstituts 
an seine Privatkunden 
Steuerpflichtige Unternehmen können die Ein-
kommensteuer einheitlich für alle innerhalb eines 
Wirtschaftsjahres gewährten betrieblich veran-
lassten Zuwendungen,  

• die zusätzlich zur ohnehin vereinbarten Leis-
tung oder Gegenleistung erbracht werden, und 

• die nicht in Geld bestehen, 

mit einem Pauschsteuersatz von 30 % erheben. 
Entsprechendes gilt für alle innerhalb eines Wirt-
schaftsjahres gewährten Geschenke im steuerli-
chen Sinne. 

Die Pauschalierung erfasst jedoch nur betrieblich 
veranlasste Zuwendungen, die bei den Zuwen-
dungsempfängern dem Grunde nach zu einkom-
mensteuerpflichtigen Einkünften führen. Das 
liegt daran, dass die Pauschalierungsvorschrift 
keine weitere eigenständige Einkunftsart und kei-
nen sonstigen originären (Einkommen-)Steuertat-
bestand begründet, sondern lediglich eine beson-
dere pauschalierende Erhebungsform der Einkom-
mensteuer zur Wahl stellt. 

In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) entschiede-
nen Streitfall ging es um von einem Kreditinstitut 
zu zwei exklusiven Veranstaltungen eingeladene 
Privatkunden. Diese hatten im Rahmen von Spar-, 
Girokonto- und Festgeldverträgen sowie durch 
den Erwerb von Aktien, Investmentanteilen oder 
Schuldverschreibungen der Bank bzw. Dritten Ka-
pital überlassen und aus diesen Kapitalanlagen 
Einkünfte aus Kapitalvermögen erzielen können. 
Die Sachzuwendungen der Bank waren laut Fi-
nanzgericht (FG) jedoch weder ein durch diese 
Kapitalanlagen veranlasstes zusätzliches Entgelt 
noch ein gegebenenfalls vorgezogenes Entgelt für 
eine geplante künftige Kapitalüberlassung. Bei 
den Veranstaltungen handelte es sich vielmehr um 
(Werbe-)Maßnahmen der Kundenpflege und -bin-
dung, die den Kundenberatern der Bank allgemein 
als „Türöffner“ dienten. 

Diese Würdigung des FG war revisionsrechtlich 
nicht zu beanstanden und daher für den BFH bin-
dend. Hätte das FG die den Bankkunden gewähr-
ten Vorteile als Einkünfte aus Kapitalvermögen 
gewertet, wäre der BFH hieran wohl ebenfalls ge-
bunden gewesen. Von daher bleibt abzuwarten, ob 
und welche Konsequenzen die Finanzverwaltung 
aus dieser Entscheidung zieht. 

Steuertipp  

Abgrenzung zwischen Personennah- 
und -fernverkehr 
Zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
unentgeltlich oder verbilligt überlassene Fahrbe-
rechtigungen und Zuschüsse des Arbeitgebers zu 
den Aufwendungen des Arbeitnehmers für Fahr-
ten mit öffentlichen Verkehrsmitteln im Linien-
fernverkehr zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte sind steuerfrei. Entsprechendes gilt für 
Fahrten im öffentlichen Personennahverkehr, die 
der Arbeitnehmer aufgrund seines Dienstverhält-
nisses zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn in Anspruch nehmen kann. Beim Perso-
nennahverkehr ist zudem auch die Nutzung des Ti-
ckets zu Privatfahrten des Arbeitnehmers steuer-
frei. 

Die Finanzverwaltung hat erfreulicherweise klar-
gestellt, dass eine steuerfreie Nutzung im Perso-
nennahverkehr auch dann möglich ist, wenn eine 
Fahrberechtigung für den öffentlichen Personen-
nahverkehr auch für die Nutzung bestimmter Fern-
züge freigegeben wird. Hierunter fällt insbeson-
dere die Freigabe des Deutschlandtickets für be-
stimmte IC-/ICE-Verbindungen. 

Der steuerfreie Vorteil mindert allerdings die als 
Werbungskosten abziehbare Entfernungspau-
schale. Aus diesem Grund ist der Zuschuss im 
Lohnkonto des Arbeitnehmers aufzuzeichnen und 
in der Lohnsteuerbescheinigung anzugeben. 

Der Arbeitgeber kann den Zuschuss alternativ 
auch mit 25 % pauschalieren (vgl. hierzu Ausgabe 
09/23). Macht er von dieser Pauschalbesteue-
rung Gebrauch, unterbleibt beim Arbeitnehmer 
eine Minderung der Entfernungspauschale. Das 
kann sich vor allem dann als vorteilhaft erweisen, 
wenn der Beschäftigte weit entfernt von seiner ers-
ten Tätigkeitsstätte wohnt und häufig den eigenen 
Pkw für den Weg zur Arbeit nutzt. 

 
 
 



 
 

 

Erfassung der Arbeitszeit trotz Vereinba-
rung der Vertrauensarbeitszeit? 
 
Es ist eine derzeit vieldiskutierte Frage: Wie ist 
nach den aktuellen Entscheidungen des europäi-
schen Gerichtshofs und des Bundesarbeitsgerichts 
mit vereinbarter Vertrauensarbeitszeit umzuge-
hen? 
 
Arbeitnehmer haben Beginn, Ende und Dauer der 
täglichen Arbeitszeit zu erfassen – so hat es das 
Bundesarbeitsgericht entschieden. Dies scheint 
auf den ersten Blick der Vereinbarung einer Ver-
trauensarbeitszeit entgegenzustehen: Diese bedeu-
tet, dass der Arbeitnehmer Beginn und Ende seiner 
täglichen Arbeitszeit selbst bestimmen kann. Der 
Arbeitgeber seinerseits verzichtet dabei auf die 
Kontrolle, ob der Arbeitnehmer seine Arbeitszeit 
einhält: ein klassisches Sinnbild der Vereinbarung 
einer Vertrauensarbeitszeit. Nun scheint es so, 
dass die neue Aufzeichnungspflicht Arbeitsverträ-
gen entgegenläuft, in denen Vertrauensarbeitszeit 
vereinbart ist.  
 
Ist also die Aufzeichnung der Arbeitszeit trotz 
Vertrauensarbeitszeit nun erforderlich oder nicht? 
Diese Frage ist noch umstritten. Sie wird wohl erst 
durch die Bundesregierung im Rahmen eines Ge-
setzentwurfs gelöst werden. Dieser steht jedoch 
zurzeit noch nicht endgültig fest.  
 
Was folgt für die Praxis daraus? Zunächst ist fest-
zuhalten: Die Vereinbarung einer Vertrauensar-
beitszeit nicht bedeutet, dass mit einem Verzicht 
auf die Kontrolle der Arbeitszeit zwangsläufig 
auch ein Verzicht auf die Erfassung einhergeht. 
Die in der Vergangenheit meistdiskutierte Frage in 
Bezug auf die Vertrauensarbeitszeit lautete, ob bei 
der vereinbarten Vertrauensarbeitszeit Überstun-
den angefallen und damit zu vergüten sind. Dazu 
lautete die ständige Rechtsprechung des Bundes-
arbeitsgerichts: Die Vereinbarung von Vertrauens-
arbeitszeit erfordert weder die Führung eines Ar-
beitszeitkontos, noch ist die Abgeltung von Mehr-
arbeit ausgeschlossen. Bisher war es lediglich hilf-
reich, die Arbeitszeit zwecks Kenntlichmachung 
von Mehrarbeit zu erfassen. Eine Pflicht bestand 
bisher nicht.  
 
Dies hat sich infolge der bundesarbeitsgerichtli-
chen Entscheidung geändert. Aktuell ist hoch 
streitig, ob eine Vertrauensarbeitszeit ohne geson-
derte gesetzliche Regelung weiterhin möglich ist. 
Damit einher geht auch die Frage: Kann der 

Arbeitgeber die Zeiterfassung auf den Arbeitneh-
mer übertragen? Beides will der Referentenent-
wurf des BMAS erhalten - sowohl das Delegieren 
der Arbeitszeiterfassung auf die Arbeitnehmer als 
auch, dass das Arbeiten auf Basis von Vertrauens-
arbeitszeit weiterhin möglich sein soll.  
 
Der Arbeitgeber darf dem Entwurf folgend weiter-
hin auf die Kontrolle der Arbeitszeit verzichten, 
wenn Vertrauensarbeitszeit vereinbart ist. Er muss 
aber organisatorisch sicherstellen, dass ihm Ver-
stöße gegen das Arbeitszeitgesetz bekannt werden.  
 
Grenzen der Vertrauensarbeitszeit setzen wie eh 
und je die Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes. Es 
könnte also ein System eingerichtet werden, wel-
ches konkrete Verstöße gegen das Arbeitszeitge-
setz aufzeichnet beziehungsweise meldet - unab-
hängig davon, wann die jeweilige Arbeitsleistung 
erfüllt wird.  Die Lage der Arbeitszeit bestimmt 
der Arbeitnehmer weiterhin selbst. Dies bedeutet 
aber zwangsläufig: Die gesamte Arbeitszeit als 
auch die der Vertrauensarbeitszeit sind zu doku-
mentieren. Hier ist festzuhalten, was der EuGH 
selbst in diesem Zusammenhang entschieden hat. 
Wer als Arbeitnehmer seine Arbeitszeit selbst fest-
zulegen vermag, kann von der Arbeitszeitrichtlinie 
ausgenommen sein. Der deutsche Gesetzgeber 
scheint aber diesen Konflikt zu verschärfen: Letz-
terer liegt in dem Kontrollverzicht mit selbständi-
gem Zeitmanagement (Vertrauensarbeitszeit) ei-
nerseits und Erfüllung der Nachweis- und Doku-
mentationspflichten nach BAG-Rechtsprechung 
anderseits.  
 
Es folgt für die Praxis hieraus:  
Derzeit geht an der Aufzeichnungspflicht aller Ar-
beitszeiten und damit auch der Vertrauensarbeits-
zeit kein Weg vorbei. Dies betrifft jedenfalls Be-
ginn und Ende der Arbeitszeit - unklar bleibt hin-
gegen, ob sich die Aufzeichnungspflicht auch auf 
Pausenzeiten bezieht. Es schadet sicher nicht, 
diese mitzuerfassen.  
 
Die Form der Dokumentation ist zwar noch offen; 
nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsge-
richts kann diese handschriftlich erfolgen. Der Re-
ferentenentwurf des BMAS spricht jedoch aus-
schließlich von einer elektronischen Aufzeich-
nung. Dabei dürften auch herkömmliche Tabellen-
kalkulationsprogramme wie beispielsweise Excel 
ausreichen. Es gilt jedenfalls sich darauf einzu-
richten, das erwartungsgemäß nur die elektroni-
sche Form der Erfassung beschlossen wird. Diese 
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gilt dann für alle Arbeitnehmer. Der Gesetzgeber 
dürfte allerdings Übergangszeiten einräumen, die 
je nach Betriebsgröße gestaltet sind. 
 
Bleiben dürfte es dabei, dass der Arbeitgeber die 
Dokumentation auf Arbeitnehmer delegieren kann 
und der Arbeitgeber zur Kontrolle der Aufzeich-
nung verpflichtet ist. Die Kontrolle muss jeden-
falls stichprobenartig erfolgen. 
 
Es bietet sich an, die bestehende Belegschaft (je-
denfalls neu eingestellte Arbeitnehmer) schriftlich 
über die Modalitäten der Arbeitszeiterfassung zu 
unterrichten, um der eigenen Verpflichtung zur 
Aufzeichnung Genüge zu tun.  Im Ergebnis fallen 
jedenfalls Beginn und Ende auch der Vertrauens-
arbeitszeit unter dieses Aufzeichnungssystem und 
es kommt zur Arbeitszeiterfassung mit Beginn und 
Dauer.  
 
Wir halten Sie über Neuerungen unterrichtet. 
 
 

Marion Wenning 
 

 
 
 
 

Bitte beachten Sie, dass alle Angaben in diesem Informationsschreiben trotz sorgfältiger Bearbeitung ohne Gewähr erfolgen und keine individuelle Beratung ersetzen 
können. Wenn Sie keine weitere Ausgabe Durchblick mehr erhalten möchten, senden Sie uns einfach eine Mail an info@heisterborg.de. Unsere Datenschutzbestimmungen 
finden Sie auf www.heisterborg.de/datenschutzerklaerung 
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